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1. Regelung zur Entfernungspauschale verstößt nicht 

gegen das Grundgesetz 
 
Wer für die Fahrten zur Arbeit öffentliche Verkehrsmittel nutzt, darf die 
tatsächlichen Kosten steuerlich geltend machen, für Fahrten mit dem 
eigenen Pkw gilt dagegen die Entfernungspauschale von 0,30 EUR. Das ist 
eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung, fand ein Ehepaar. Der 
Bundesfinanzhof sah das anders. 
Hintergrund 
Die Eheleute machten für ihre Fahrten zur Arbeit die tatsächlichen Kosten von 
0,44 EUR/km, insgesamt 8.382 EUR geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 
Fahrtkosten jedoch lediglich mit der der Entfernungspauschale von 0,30 EUR je 
Entfernungskilometer und erkannte nur Fahrtkosten i. H. v. 2.967 EUR steuer-
mindernd an. Das Finanzgericht entschied ebenso und wies die Klage ab. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof schloss sich den Argumenten von Finanzamt und Finanz-
gericht an. Denn die unterschiedliche Behandlung von Fahrten mit dem eigenen 
Pkw und den Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln stellt eine sachgerechte 
und folgerichtige Ausnahme vom objektiven Nettoprinzip dar. Diese Differenzie-
rung ist durch den weitreichenden gesetzgeberischen Entscheidungsspielraum 
bei der Bestimmung des Steuergegenstands und der Steuersatzes gedeckt. 
Die Privilegierung öffentlicher Verkehrsmittel ist nach Ansicht der Richter verfas-
sungsrechtlich unbedenklich, da die gesetzliche Regelung erkennbar umwelt- 
und verkehrspolitische Ziele verfolgt. Eine Privilegierung rechtfertigt sich auch 
daraus, dass öffentliche Verkehrsmittel im Hinblick auf den Primärenergiever-
brauch und den Ausstoß an Treibhausgasen umweltfreundlicher sind als private 
Pkw. 
 
 
2. Rechnungsberichtigung gilt rückwirkend 
 
Wird eine Rechnung berichtigt, wirkt dies auf den Zeitpunkt zurück, zu dem 
der Unternehmer die Rechnung erstmals ausgestellt hat. Insoweit hat der 
Bundesfinanzhof seine bisherige Rechtsprechung geändert. 
Hintergrund 
Der Unternehmer X machte aus Rechnungen eines Rechtsanwalts und einer 
Unternehmensberatung Vorsteuer geltend. Der Leistungsgegenstand war mit 
"Beraterhonorar" bzw. "allgemeine wirtschaftliche Beratung" ohne Bezug auf 
weitere Unterlagen bezeichnet. Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Leis-
tungen nicht hinreichend genau bezeichnet waren, und versagte deshalb den 

Vorsteuerabzug. Im Januar 2013 legte X während des Klageverfahrens Rech-
nungen vor, in denen der Gegenstand der Leistung ordnungsgemäß ausgewie-
sen war. Das Finanzgericht akzeptierte die Berichtigungen nicht und wies die 
Klage ab. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts auf und gab der Klage 
statt. X konnte also aus den berichtigten Rechnungen den Vorsteuerabzug 
geltend machen. 
Voraussetzung für den Abzug der Vorsteuer ist das Vorliegen einer Rechnung, 
die den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Eine Rechnung, die diese nicht 
erfüllt, kann berichtigt werden. Die Berichtigung wirkt auf den Zeitpunkt zurück, in 
dem die Rechnung ursprünglich ausgestellt wurde. Insoweit hält der Bundesfi-
nanzhof an seiner früheren Rechtsprechung, wonach die Vorsteuer aus einer 
berichtigten Rechnung erst im Besteuerungszeitraum der Berichtigung abgezo-
gen werden konnte, nicht mehr fest. 
Die Rechnungen waren auch berichtigungsfähig, da sie den Mindestvorausset-
zungen einer Rechnung genügten. Die allgemeine Leistungsbeschreibung 
"Beratung" genügt den Anforderungen an eine berichtigungsfähige Rechnung. 
 
 
3. Rechnungsberichtigung: Umsatzsteuer muss nicht 

zwingend zurückgezahlt werden 
 
Eine Rechnungsberichtigung setzt auch bei einem Dauerschuldverhältnis 
nicht voraus, dass die bezahlte Umsatzsteuer an den leistenden Unterneh-
mer zurückgezahlt wird. Das gilt zumindest dann, wenn der Leistungsemp-
fänger keinen Vorsteuerabzug geltend gemacht hat. 
Hintergrund 
Die Klägerin verpachtete ein Grundstück an eine KG. Diese unterhielt dort eine 
vollstationäre Pflegeeinrichtung. Darüber hinaus wurde ein Heimausstattungs-
mietvertrag abgeschlossen, mit dem sich die Klägerin verpflichtete, der KG die 
gesamten Einrichtungsgegenstände zum Betrieb der Pflegeeinrichtung zur 
Verfügung zu stellen. Es wurde eine monatliche Miete zuzüglich Umsatzsteuer 
vereinbart, die die Klägerin zunächst an das Finanzamt abführte. Später bean-
tragte sie – unter Hinweis auf die neuere Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
–, dass die Vermietung der Einrichtungsgegenstände als steuerfreie Nebenleis-
tung zur Grundstücksüberlassung behandelt wird. Das Finanzamt lehnte die 
Befreiung ab. Seiner Ansicht nach war die Vermietung des Inventars steuer-
pflichtig. Darüber hinaus war die Rechnungsberichtigung nicht hinreichend 
bestimmt und der unberechtigt ausgewiesene Steuerbetrag nicht zurückgezahlt 
worden. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab der Klägerin Recht und der Klage statt. Die Richter 
werteten die Vermietung des Inventars als umsatzsteuerfreie Nebenleistung zur 
steuerfreien Verpachtung des Grundstücks. Die beiden Verträge bildeten in 
wirtschaftlicher Hinsicht eine Gesamtheit, da die Klägerin der KG ein betriebs- 
und benutzungsfähiges Pflegeheim zur Verfügung gestellt hatte. 
Die Klägerin hatte in dem Heimausstattungsmietvertrag, der als Rechnung gilt, 
die Umsatzsteuer zwar unrichtig ausgewiesen, dies jedoch durch ein entspre-
chendes Schreiben an die KG berichtigt und damit auch die Rechnung korrigiert. 
Keine Voraussetzung für die Berichtigung der Umsatzsteuer ist, dass der zu 
Unrecht ausgewiesene Steuerbetrag zurückgezahlt wird. Dafür ergeben sich aus 
dem Gesetz keine Anhaltspunkte. 
 
 
4. Scheinrechnungen: Gezahlte Umsatzsteuer kann nicht 

zurück verlangt werden 
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Begleicht ein Steuerpflichtiger Rechnungen für Leistungen, die er nicht 
erbracht hat, kann er die gezahlte Umsatzsteuer nicht zurückverlangen, 
und zwar weder vom Rechnungssteller noch vom Betriebsstätten-
Finanzamt. 
Hintergrund 
Die Klägerin ist eine GmbH. Sie arbeitete mit der Firma HC zusammen und 
machte aus den Rechnungen der HC den Vorsteuerabzug geltend. Später stellte 
sich jedoch heraus, dass der angebliche Angestellte der Firma HC tatsächlich 
bei der GmbH angestellt war. Deshalb änderte die HC die Rechnungen mit 
gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer und machte gegenüber dem Finanzamt 
Berichtigungsansprüche geltend. Diese Ansprüche i. H. v. rund 98.000 EUR trat 
sie an die GmbH ab. Die GmbH machte weitere Forderungen gegen die Inhabe-
rin des Unternehmens HC geltend und begehrte schließlich vom Finanzamt die 
Erstattung der entsprechenden Beträge. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage ab. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf 
Erstattung der Umsatzsteuer vom Finanzamt. 
Im Streitfall war seitens der Firma HC keine Leistung erbracht worden. Ein 
Leistungsempfänger, dem keine Leistungen erbracht werden, hat jedoch im 
Regelfall keinen Anlass, die ihm in Rechnung gestellte Umsatzsteuer zu beglei-
chen. Da die Leistungen nicht von der Rechnungsausstellerin HC erbracht 
worden sind, lag es auf der Hand, dass hierfür ein Vorsteuerabzug nicht möglich 
ist. Außerdem kommt ein Vorsteuerabzug aus Scheinrechnungen im Billigkeits-
wege jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn der Rechnungsempfänger die 
Zahlungsunfähigkeit des Rechnungsausstellers nicht ausreichend belegt hat. 
 
 
5. Pauschaler Schadensersatz bei Verzug gilt auch bei 

verspäteten Zahlungen des Arbeitgebers 
 
Kommt ein Schuldner in Verzug, wird ein pauschaler Schadensersatz von 
40 EUR fällig. Gilt diese Regelung auch, wenn der Arbeitgeber das Entgelt 
an seine Arbeitnehmer verspätet auszahlt? Das Landesarbeitsgericht Köln 
hat diese Frage in einem aktuellen Urteil beantwortet. 
Hintergrund 
Der Gläubiger einer Entgeltforderung hat nach dem Gesetz bei Verzug des 
Schuldners Anspruch auf die Zahlung einer Pauschale in Höhe von 40 EUR – 
und das zusätzlich neben dem Anspruch auf Ersatz des durch den Verzug 
entstehenden konkreten Schadens. Diese Pauschale wird auf den Schadenser-
satz angerechnet, aber nur, soweit sich durch die Rechtsverfolgung Kosten und 
damit ein Schaden ergeben. Im Arbeitsrecht gilt jedoch eine Besonderheit: Es 
gibt nämlich keinen Anspruch auf Erstattung der außergerichtlichen Rechtsver-
folgungskosten. Fällt deshalb die 40-EUR-Pauschale weg? 
Entscheidung 
Nein, urteilte das Landesarbeitsgericht und verneinte damit eine Ausnahme für 
den Bereich des Arbeitsrechts. Bei der 40-EUR-Pauschale handelt es sich um 
eine Erweiterung der gesetzlichen Regelungen zum Verzugszins. Dieser ist auch 
auf Ansprüche auf Arbeitsentgelt zu zahlen. Zweck der gesetzlichen Regelung ist 
es, den Druck auf den Schuldner zu erhöhen, damit dieser Zahlungen pünktlich 
und vollständig erbringt. Das spricht für eine Anwendbarkeit zugunsten von 
Arbeitnehmern, die ihren Lohn nicht pünktlich oder nicht vollständig erhalten. 
Zahlt also ein Arbeitgeber seinen Mitarbeitern den Arbeitslohn verspätet oder 
unvollständig aus, gibt es für die betroffenen Arbeitnehmer einen Anspruch auf 
40 EUR Schadensersatz. 
 
 
6. Bewirtungskosten: Sind die Kosten für "Herrenaben-

de" absetzbar? 
 
Wer Betriebsausgaben für die Unterhaltung von Geschäftsfreunden steuer-
lich geltend machen will, sollte das Abzugsverbot beachten. Dieses gilt, 
wenn es sich um Aufwendungen für eine überflüssige und unangemessene 
Unterhaltung und Repräsentation handelt. 
Hintergrund 
Eine Rechtsanwaltskanzlei veranstaltete sog. "Herrenabende", die im privaten 
Garten bei einem Partner der Kanzlei stattfanden und jeweils ein bestimmtes 
Motto hatten. Zu diesen wurden ausschließlich Männer eingeladen. Bis zu 358 
Gäste wurden unterhalten und bewirtet. Die Kosten für die Veranstaltungen 
lagen zwischen 20.500 EUR und 22.800 EUR. Diese machte die Rechtsanwalts-
kanzlei als Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt verneinte den Abzug der 
Aufwendungen. Das Finanzgericht wies die Klage ab, da nach dem Gesetz 
"Aufwendungen für Jagd oder Fischerei, für Segeljachten oder Motorjachten 
sowie für ähnliche Zwecke und für die hiermit zusammenhängenden Bewirtun-
gen" den Gewinn nicht mindern dürfen und deshalb einem Abzugsverbot unter-
liegen. Aufgrund des ausgewählten und geschlossenen Teilnehmerkreises der 
"Herrenabende" bestand ein Zusammenhang mit der Lebensführung und der 
gesellschaftlichen Stellung der Eingeladenen. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof folgte diesen Argumenten nicht. Er hob vielmehr das Urteil 
des Finanzgerichts auf und verwies die Sache an dieses zurück. 
In seinem Urteil hatte sich das Finanzgericht zur Zweckbestimmung der Aufwen-
dungen allein auf den "Eventcharakter" der Veranstaltungen, den geschlossenen 
Teilnehmerkreis und darauf gestützt, dass sich die Gäste durch die Einladung in 
ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stellung bestätigt fühlen durften. Ob 
mit den "Herrenabenden" die Grenzen des Üblichen überschritten wurden und 
mit einer Veranstaltung zu einer Jagd, zum Fischen oder auf eine Segel- oder 

Motorjacht vergleichbar waren, hatte das Finanzgericht jedoch nicht geprüft. Das 
muss es jetzt nachholen. Dabei kann sich die Vergleichbarkeit entweder aus 
dem besonderen Ort der Veranstaltung oder aus einem besonderen qualitativ 
hochwertigen Unterhaltungsprogramm am Ort der Veranstaltung ergeben. 
 
 
7. Vergütung für mehrjährige Tätigkeit: Auszahlung in 2 

Kalenderjahren verhindert Tarifbegünstigung 
 
Betrifft eine Zahlung mehrere Jahre, liegt eine Vergütung für mehrjährige 
Tätigkeiten vor. Für diese kann jedoch nur dann die Tarifbegünstigung in 
Anspruch genommen werden, wenn die Auszahlung in einem Veranla-
gungszeitraum erfolgt. 
Hintergrund 
Die Klägerin erzielte freiberufliche Einkünfte aus einer psychotherapeutischen 
Praxis. Sie ermittelt die Einkünfte mit einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung. 
Aus den Jahren 2000 bis 2004 erhielt die Klägerin von der Kassenärztlichen 
Vereinigung zusätzliche Honorare in 4 etwa gleich hohen Raten, von denen 2 im 
Jahr 2005 und 2 im Jahr 2006 zuflossen. Für diese Nachzahlungen beantragte 
die Klägerin die ermäßigte Besteuerung nach der Fünftelregelung, die das 
Finanzamt jedoch nicht gewährte. Auch vor dem Finanzgericht hatte die Klägerin 
keinen Erfolg. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof folgte dem Finanzamt und dem Finanzgericht und wies die 
Revision der Klägerin ab. 
Die Richter werteten zwar die Nachzahlung als Vergütung für mehrjährige Tätig-
keiten, versagten für diese jedoch die Tarifbegünstigung. Voraussetzung dafür ist 
nämlich, dass die Zahlungen in einem Veranlagungszeitraum zufließen, was 
aber hier nicht der Fall war. 
Der Zufluss in einem Veranlagungszeitraum ist zwar kein gesetzliches Tatbe-
standsmerkmal. Nach dem Zweck der entsprechenden Vorschrift sind außeror-
dentliche Einkünfte solche, deren Zufluss in einem Veranlagungszeitraum zu 
einer für den Steuerpflichtigen im Vergleich zu seiner regelmäßigen sonstigen 
Besteuerung einmaligen und außergewöhnlichen Progressionsbelastung führen. 
Diese sollen durch die Tarifbegünstigung abgemildert werden. Wird eine Vergü-
tung für mehrjährige Tätigkeit in 2 Veranlagungszeiträumen nachgezahlt, liegen 
keine außerordentlichen Einkünfte mehr vor, für die eine Tarifbegünstigung 
gewährt werden kann. 
 
 
8. Privater Drogenkonsum: Arbeitgeber darf kündigen 
 
Konsumiert ein Berufskraftfahrer Drogen, muss er mit einer fristlosen 
Kündigung rechnen. Das gilt nicht nur dann, wenn der Drogenkonsum 
während der Arbeitszeit stattfindet, sondern auch, wenn dies in der Freizeit 
geschieht. 
Hintergrund 
Der Kläger war als Lkw-Fahrer angestellt. An einem Samstag nahm er im priva-
ten Umfeld "Chrystal Meth" ein. Am darauffolgenden Montag trat er wieder zur 
Arbeit an. Einen Tag später stellte die Polizei bei einer Kontrolle den Drogenkon-
sum fest. Daraufhin kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis mit seinem 
Mitarbeiter fristlos. Gegen diese Kündigung klagte der Lkw-Fahrer und argumen-
tierte, dass keine Anhaltspunkte für eine tatsächliche Fahruntüchtigkeit bestan-
den hätten. 
Entscheidung 
In den Vorinstanzen hatte der Kläger mit seinen Argumenten noch Erfolg. Das 
Bundesarbeitsgericht hielt dagegen die außerordentliche Kündigung des Arbeit-
nehmers für wirksam. Nach Auffassung der Richter waren bisher die Gefahren, 
die sich aus der Einnahme von "Chrystal Meth" für die Tätigkeit eines Berufs-
kraftfahrers typischerweise ergeben, nicht hinreichend gewürdigt worden. 
Unerheblich ist, ob die Fahrtüchtigkeit des Lkw-Fahrers bei den durchgeführten 
Fahrten tatsächlich beeinträchtigt war und deswegen eine erhöhte Gefahr im 
Straßenverkehr bestanden hat. Ein Berufskraftfahrer darf seine Fahrtüchtigkeit 
nicht durch die Einnahme von entsprechenden Substanzen gefährden. Da der 
Kläger dagegen verstoßen hatte, sahen die Richter die außerordentliche Kündi-
gung seines Arbeitsverhältnisses als gerechtfertigt an. Das gilt unabhängig 
davon, ob die Droge vor oder während der Arbeitszeit konsumiert wurde. 
 
 
9. Ärztliche Gemeinschaftspraxis: Achtung bei gewerbli-

cher Tätigkeit 
 
Üben Ärzte in ihrer Gemeinschaftspraxis nicht nur freiberufliche, sondern 
auch gewerbliche Tätigkeiten aus, kann dies dazu führen, dass die gesam-
te Praxistätigkeit als Gewerbebetrieb anzusehen ist. Diese Probleme kann 
es z. B. bei einer sog. integrierten Versorgung geben. 
Hintergrund 
Üben ärztliche Gemeinschaftspraxen neben ihren freiberuflichen Tätigkeiten 
auch gewerbliche Tätigkeiten aus, können sie ihren freiberuflichen Status verlie-
ren und in vollem Umfang gewerblich werden. Das nennt man Abfärbe- oder 
Infektionstheorie. Die Folge einer gewerblichen Infizierung: Die Praxis wird u. a. 
gewerbesteuerpflichtig. 
Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt 
Die gewerbliche Infizierung kann auch durch eine sog. integrierte Versorgung in 
einer Gemeinschaftspraxis eintreten. 



 
 
Bei einer solchen integrierten Versorgung wird zwischen dem Arzt und der 
Krankenkasse vertraglich geregelt, dass die Kasse dem Arzt für die Behandlung 
der Patienten bestimmte Fallpauschalen zahlt. Diese decken sowohl die freibe-
rufliche medizinische Betreuung als auch die gewerbliche Abgabe von Arzneien 
und Hilfsmitteln ab. 
Der gewerbliche Anteil der Fallpauschalen führt aber grundsätzlich bei Gemein-
schaftspraxen zu einer gewerblichen Infizierung der gesamten Einkünfte. 
Ausnahmsweise ist der Hilfsmitteleinsatz nicht als gewerbliche Tätigkeit anzuse-
hen, wenn im Rahmen der integrierten Versorgung solche Hilfsmittel verwendet 
werden, ohne deren Einsatz die ärztliche Heilbehandlung nicht möglich wäre. 
Das gilt z. B. für künstliche Hüftgelenke oder Augenlinsen. In diesem Fall liegt 
keine gewerbliche Infizierung vor, sondern eine einheitliche heilberufliche Leis-
tung, da die Verwendung der Hilfsmittel ein Bestandteil der ärztlichen Gesamt-
leistung ist. 
Eine gewerbliche Infizierung ist darüber hinaus erst dann anzunehmen, wenn die 
gewerblichen Nettoumsatzerlöse eine Bagatellgrenze von 3 % der Gesamtnetto-
umsätze und zusätzlich den Betrag von 24.500 EUR im Veranlagungszeitraum 
übersteigen. 
Diese vom Bundesfinanzhof aufgestellten Werte werden von der Finanzverwal-
tung allgemein anerkannt. Sie sind also für alle Gemeinschaftspraxen anwend-
bar. 
Aber auch wenn diese Bagatellgrenzen überschritten werden, kann die gewerbli-
che Infizierung verhindert werden, indem die gewerbliche Tätigkeit der Praxis im 
Rahmen eines Ausgliederungsmodells auf eine andere Schwesterpersonenge-
sellschaft ausgelagert wird. 
 
 
10. Selbstbehalt bei einer Krankenversicherung: Kein 

Abzug als Sonderausgaben 
 
Wer mit seiner Krankenkasse einen Selbstbehalt vereinbart, kann zwar 
Krankenversicherungsbeiträge sparen. Trotzdem ist der Selbstbehalt 
selbst kein Beitrag. Ein Abzug bei den Sonderausgaben scheidet damit 
aus. 
Hintergrund 
A hatte für sich eine private Krankenversicherung abgeschlossen und einen 
Selbstbehalt von 1.800 EUR vereinbart. Die aufgrund des Selbstbehalts von ihm 
getragenen Krankheitskosten machte er als Sonderausgaben geltend. Seiner 
Meinung nach handelte es bei dem Selbstbehalt um einen Versicherungsbeitrag. 
Denn ohne Selbstbehalt wären die Beiträge annähernd doppelt so hoch gewe-
sen. Das Finanzamt und auch das Finanzgericht vertraten dagegen die Auffas-
sung, dass der Selbstbehalt keinen Versicherungsbeitrag darstellt. Denn ein 
Selbstbehalt ist im Gegensatz zu den Beiträgen keine Gegenleistung für die 
Erlangung des Versicherungsschutzes. 
Entscheidung 
Zu den Krankenversicherungsbeiträgen, die als Vorsorgeaufwendungen bei den 
Sonderausgaben abzugsfähig sind, gehören Ausgaben, die in Zusammenhang 
mit der Erlangung des Versicherungsschutzes stehen und damit der Vorsorge 
dienen. Zahlungen aufgrund von Selbst- oder Eigenbeteiligungen an entstehen-
den Kosten sind deshalb keine solchen Beiträge zu einer Versicherung. Denn in 
Höhe des Selbstbehalts besteht gerade kein Versicherungsschutz, damit kann 
die Selbstbeteiligung keine Gegenleistung für die Erlangung von Versicherungs-
schutz sein. 
Aufwendungen in Höhe des Selbstbehalts sind auch nicht als Beitragserstattung 
mit umgekehrten Vorzeichen anzusehen. Beitragserstattungen sind Anreize, 
damit der Versicherungsnehmer im Rahmen des Versicherungsschutzes be-
stimmte Schäden nicht geltend macht. Aufwendungen im Rahmen des Selbstbe-
halts fallen dagegen außerhalb des vereinbarten Versicherungsschutzes an. Das 
gilt auch dann, wenn der Selbstbehalt dazu führt, dass die Versicherungsbeiträ-
ge selbst geringer ausfallen. 
Die als Selbstbehalt aufgewendeten Krankheitskosten können aber grundsätzlich 
als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Allerdings wirkten sie 
sich hier nicht aus, da die Aufwendungen die zumutbare Belastung nicht über-
schritten haben. 
 
 
11. Vorsteuerabzug: Anforderungen an eine ordnungs-

gemäße Rechnung 
 
Nach deutschem Recht ist nur bei Vorliegen einer ordnungsgemäßen 
Rechnung ein Vorsteuerabzug möglich. Doch wie ausführlich muss z. B. 
die Leistungsbeschreibung in einer Rechnung sein? Mit dieser Frage 
musste sich der Europäische Gerichtshof befassen. 
Hintergrund 
Die Klägerin ist eine Gesellschaft, die im Hotelgewerbe tätig ist. Sie nahm Bera-
tungsleistungen einer Rechtsanwaltskanzlei in Anspruch, über die sie 4 Rech-
nungen erhielt, aus denen sie den Vorsteuerabzug geltend machte. 
Die Finanzbehörde versagte den Vorsteuerabzug aus den Rechnungen, da die 
Angaben über die bezogenen Leistungen unzureichend konkret seien. Daraufhin 
legte die Klägerin weitere Dokumente vor, die eine detailliertere Beschreibung 
der erhaltenen Leistungen enthielten. 
Diese erkannte das Finanzamt nicht an. Die in Rede stehenden Rechnungen 
und die beigefügten Dokumente waren seiner Ansicht nach nicht in der gesetz-
lich vorgesehenen Form ausgestellt, d. h., auf keinem der Dokumente wurden 
die erbrachte Dienstleistung mit den für die Bestimmung der anzuwendenden 
Steuer erforderlichen Angaben aufgeführt. Der bloße Hinweis "Erbringung 

juristischer Dienstleistungen" ohne genaue Angabe und Spezifizierung der 
erbrachten "juristischen Dienstleistungen" ist inakzeptabel. 
Entscheidung 
Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, dass die Angabe "Erbringung 
juristischer Dienstleistungen" die gesetzlichen Anforderungen, wonach die 
Rechnung Art und Umfang der erbrachten Dienstleistungen enthalten muss, 
nicht erfüllt. Er begründet dies mit dem Zweck der Regelung, wonach die Rech-
nungsangaben es den Steuerverwaltungen ermöglichen sollen, die Entrichtung 
der geschuldeten Steuer und ggf. das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu 
kontrollieren. Die Angabe "juristische Dienstleistungen" bezeichnet die Art der 
fraglichen Dienstleistungen nicht hinreichend detailliert. Auch der Umfang der 
erbrachten Dienstleistungen lässt sich daraus nicht entnehmen. 
Der Europäische Gerichtshof betont jedoch den rein formellen Charakter der 
Rechnungsangaben. Aus dem Neutralitätsprinzip der Mehrwertsteuer folgt, dass 
die Steuerverwaltung das Recht auf Vorsteuerabzug nicht allein deshalb verwei-
gern kann, weil eine Rechnung nicht die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, 
wenn sie über sämtliche Daten verfügt, um zu prüfen, ob die materiellen Vor-
steuerabzugsvoraussetzungen erfüllt sind. 
 
 
12. Fortbildungskosten des Arbeitnehmers: Übernahme 

durch Arbeitgeber führt nicht zu Arbeitslohn 
 
Übernimmt der Arbeitgeber Kosten für die Weiterbildung seiner Arbeit-
nehmer, führt das nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. 
Hintergrund 
Der Kläger, der ein Unternehmen für Schwer- und Spezialtransporte, betreibt, 
übernahm für seine angestellten Fahrer Kosten einer Weiterbildung. Dazu waren 
die Fahrer aufgrund gesetzlicher Regelung verpflichtet. Die Kostenübernahme 
durch den Arbeitgeber war durch tarifvertragliche Bestimmungen geregelt. Das 
Finanzamt wertete die Übernahme der Weiterbildungskosten als steuerpflichti-
gen Arbeitslohn. Der Kläger argumentierte, dass die Kostenübernahme in sei-
nem eigenbetrieblichen Interesse liegt und deshalb kein steuerpflichtiger Arbeits-
lohn vorliegt. 
Entscheidung 
Vor dem Finanzgericht hatte der Kläger mit seiner Klage Erfolg. Die Richter 
entschieden, dass die Übernahme der Fortbildungskosten keinen Arbeitslohn 
darstellt. Denn der Kläger hatte an der Weiterbildung ein ganz überwiegend 
eigenbetriebliches Interesse. Seine Fahrer konnten dadurch ihr Wissen über das 
verkehrsgerechte Verhalten in Gefahren- und Unfallsituationen, über das sichere 
Beladen der Fahrzeuge und über kraftstoffsparendes Fahren auffrischen und 
vertiefen. Die Weiterbildungen dienten also nicht nur der Verbesserung der 
Sicherheit im Straßenverkehr, sondern auch der Sicherstellung des reibungslo-
sen Ablaufs und der Funktionsfähigkeit des Betriebs. Auch die tarifvertragliche 
Pflicht zur Kostenübernahme spricht für das eigenbetriebliche Interesse. 


